
Tätigkeitsbericht 2023 - Ergänzung 
 
Beratungen in den letzten 12 Monaten ca. 530, 2/3 extern und 1/3 intern 
Themen: berufliche Weiterentwicklung, Überlastungsanzeigen, Corona-Auswirkungen, Tele-
arbeit, Kinderbetreuung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Teilzeit, Arbeitszeit, Bewer-
bungsverfahren, Schwangerschaft, unangemessene und diskriminierende Bemerkungen, 
schwere Erkrankungen und psychische Belastungen, Lebenskrisen, Konflikte, Stalking, se-
xuelle Belästigung und gendersensible Sprache in der Verwaltung. Extern kommen noch 
Themen wie Trennung und Scheidung, Erwerbstätigkeit, Arbeitsrecht, Probleme mit Behör-
den, Wohnungssuche und Einstieg in die Kommunalpolitik dazu. 
 
Auch Führungskräfte und Verwaltungsleitung lassen/ließen sich von mir beraten. 
 
Ich nehme an der großen Leitungsrunde teil. Zur Amtsleitungsrunde werde ich vom Bürger-
meister nicht mehr eingeladen. Eine frühzeitige Beteiligung ist nicht immer gegeben.  
 
Ich werde seit der Neuwahl des Bürgermeisters und nach Neubesetzungen im Hauptamt und 
in der Personalabteilung nicht mehr regelmäßig unterrichtet/beteiligt. Auffällig wird das immer 
dann, wenn vom Personalrat eine sachverständige Rückäußerung der Gleichstellungsbeauf-
tragten zu einer personellen, sozialen oder organisatorischen Maßnahme eingefordert wird 
und der Vorgang der Gleichstellungsbeauftragten nicht bekannt ist. Der Personalrat der 
Stadt und Amt 16 arbeiten sehr gut und vertrauensvoll zusammen.  Es gibt weder Konkur-
renz noch Zuständigkeitsgerangel.  
Personelle, organisatorische und soziale Vorgänge in 12 Monaten: ca. 470 
Da es viele Personalgewinnungsverfahren gegeben hat, hat dieser Bereich einen großen 
Raum eingenommen. Bedenklich ist daran, dass viele Personalgewinnungsverfahren erfolg-
los enden und mehrmals wiederholt werden müssen. Das ist sehr zeitintensiv. 
 
Fortbildungen/Vorträge: Rhetorik, Selbstbehauptung, Umgang mit Stalking, Klischeefrei!, All-
tagsrassismus und interkulturelle Kompetenz, Teilhabe und Intersektionalität. 
 
Der Frauenförderplan ist nach §11 GstG von der Dienststelle aufzustellen. Nach §11 Abs.6 
GstG ist die Gleichstellungsbeauftragte zu beteiligen. Da die Dienststelle die Arbeit an dem 
Frauenförderplan nicht weiterverfolgt hat, habe ich einen Frauenförderplan erarbeitet. Dieser 
Entwurf liegt der Dienststelle seit einem halben Jahr vor.  Eine Reaktion darauf gab es nicht. 
Ich habe der Dienststelle zwischenzeitlich mitgeteilt, dass ich meinen Entwurf der Selbstver-
waltung zuleiten werde.  Das werde ich zu meiner Entlastung auch ohne Zustimmung der 
Dienststelle tun. 
 
Ich habe die Ausbildung zur betrieblichen Konfliktberaterin und die Kollegen und Kolleginnen 
nutzen dieses Angebot. 
 
Die aktuellen Baumaßnahmen begleite ich im Moment nicht intensiv. Wichtig ist mir stets da-
rauf hinzuweisen, dass neue Plätze und Wege gut einsehbar, beleuchtet, belebt und barrie-
refrei sind. Es dürfen keine neuen Angsträume entstehen. Die Umplanung des Holstein-Cen-
ters mit der Nutzung durch VHS, Stabi und Archiv sehe ich positiv. Den Abriss der „Brücke“ 
begrüße ich ausdrücklich (Angstraum). Außerdem sollten Menschen sich ohne Konsum-
zwang im öffentlichen Raum aufhalten können.   
 
Ich nehme regelmäßig am Hauptausschuss und an den Ratsversammlungen teil. Ratsmit-
glieder können sich jederzeit an mich wenden und tun dies auch. 
In der großen Leitungsrunde (Dienstag) werden die Tagesordnungen und Themen der Fach-
ausschüsse vorgestellt und besprochen. Ich nutze diese Runde, um Fragen zu stellen und 
Hinweise zu geben. Die Vorlagen können so ggf. vor Weiterleitung an die Selbstverwaltung 
bearbeitet werden.  



Die Themen, die ich sehr aufmerksam verfolge, sind die Betreuungssituation an den Itzehoer 
Kitas und die verlässlichen Betreuungsangebote an den Schulen. Glücklicherweise hat sich 
sowohl die Haltung innerhalb der Verwaltung als auch der Selbstverwaltung zur Kinderbe-
treuung geändert. Die Stadt Itzehoe war sehr gut aufgestellt. 
Jetzt fehlen in Schleswig-Holstein 15.600 Kita Plätze, sie fehlen auch in Itzehoe. Zuständig 
für die Sicherstellung des Angebotes ist aber der Kreis. Der Kreis Steinburg hat meiner Mei-
nung nach keine ausreichende Kita-Bedarfsplanung. Der Zugang zu den Kitaplätzen ist er-
schwert. Das Kita-Portal führt zu Benachteiligung von Menschen, die nicht gut lesen und 
schreiben können, mit entsprechenden Auswirkungen, auch für die Kinder und die Eltern. 
 
Ich äußere mich intern meist mündlich, aber auch schriftlich in E-Mails.  
Diese Stellungnahmen sind nicht öffentlich zugänglich und werden der Selbstverwaltung 
nicht zugänglich gemacht. Es handelt sich um vertrauliche Vorgänge zu Stellenausschrei-
bungen, Organisationsuntersuchungen, Personalangelegenheiten oder Personalratsangele-
genheiten. 
Öffentlich äußere ich mich über die Norddeutsche Rundschau, die Stadtzeitung, die Internet-
seite, WhatsApp, Instagram (463 Follower) und Facebook (595).  
Den Twitter Account, jetzt X, habe ich gelöscht. Öffentliche Stellungsnahmen und Veranstal-
tungshinwiese werden auch als E-Mail versendet. 
 
Ich habe die Leitung der Arbeitsgruppen (Interkulturelle Woche, Internationaler Frauentag, 
Novellierung GstG, Teilhabe und Intersektionalität) abgegeben, da ich ja eigentlich schon ab 
01.01.2024 in Rente sein wollte. Die Fäden für den Internationalen Frauen und den Zukunfts-
tag (Girls Day/Boys Day) werde ich wohl wieder aufnehmen müssen. 
 
Meine Präsenz im Rathaus: Montag am Nachmittag, Dienstag und Mittwoch ganztags und 
Donnerstag am Nachmittag. Das ist für die Beratung von Bürgern und Bürgerinnen gar nicht 
wichtig. Die Ratsuchenden kommen kaum noch spontan in die Verwaltung. Die Fragen kom-
men per E-Mail, telefonisch und über WhatsApp. Aber auch über die Messangerdienste bei 
Facebook und Instagram.  
Für persönliche Gespräche werden Termine verabredet. Das persönliche Gespräch ist not-
wendig. 
 
Sprache ist wichtig. Frauen müssen in der Sprache sichtbar sein. Ich habe mich viel mit 
leichter und einfacher Sprache auseinandergesetzt. Sternchen, Striche und Pünktchen sind 
nicht immer zielführend. Es sollte einfach und verständlich bleiben. Männer und Frauen be-
nennen, wo es nötig ist und möglichst viel geschlechtsneutral formulieren. 
 
Zum Schluss erlaube ich mir noch eine ganz persönliche Bemerkung: 
 
Eigentlich handelte es sich bei der Vorlage zur Ratsversammlung am 15.12.2023 gar nicht 
um einen Tätigkeitsbericht, sondern um eine Stellenbeschreibung. Es geht darum, dass die 
Stelle der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Itzehoe neu bzw. nachbesetzt 
werden muss. 
Vor einem Jahr hat die Ratsversammlung Haushaltsmittel für eine zweite Gleichstellungsbe-
auftragte in den Stellenplan eingestellt. So sollte eine Einarbeitungszeit für die Nachfolgerin 
ermöglicht werden. 
Geschehen ist seither nichts. Ich wollte zum ersten 01.01.2024 gehen, dann zum 
01.04.2024, jetzt zum 01.07.2024. Ich habe im Dezember gekündigt, um zum 01.07.2024 die 
Stadtverwaltung Itzehoe aus Altersgründen zu verlassen. 
 
Gleichstellung von Frauen mit Männern ist eine Selbstverwaltungsaufgabe, es ist die Stelle 
der Ratsversammlung. Das, was am 15.12.2023 vorgelegen hat, ist meine Stellenbeschrei-
bung, die ich selber formuliert habe, denn die Selbstverwaltung sollte die Möglichkeit bekom-
men, die Stellenbeschreibung der bisherigen Stelleninhaberin zur Kenntnis zu nehmen. 



Die Verwaltung hat so eine Grundlage für die Stellenausschreibung, um das Nachbeset-
zungsverfahren einzuleiten. Die Stellenbeschreibung ist so umfangreich, dass sie auch als 
Tätigkeitsbericht gewertet werden kann. Ihr fehlten die aktuellen Daten aus 2022/23. 
 
Ich hätte nach 33 Jahren im Amt gern das Amt geordnet übergeben. 
 
Daraus wird wohl nichts und das bedaure ich sehr. 
 
Januar 2024  
gez. Karin Lewandowski 
 


